
Diese vielfältige Gläubigerstruktur erschwert ko-
ordinierte Lösungen und wirft Fragen nach der 
Verteilung politischer Verantwortlichkeit auf. Der 
erste Teil dieses Artikels gibt einen Überblick über 
die aktuelle Gläubigerstruktur der Länder des Glo-
balen Südens. Der zweite Teil geht der Frage nach, 
welche Staaten politisch besonders in der Verant-
wortung stehen, die Beteiligung der verschiedenen 
Gläubiger an umfassenden Schuldenstreichungen 
sicherzustellen. 

Abschnitt 1: Zusammensetzung der Gläubiger

1.1. Private Gläubiger
Wie in den Vorjahren zeigt auch die diesjährige 
Analyse: Private Gläubiger bleiben auf aggregierter 
Ebene weiterhin die mit Abstand wichtigste Gläu-
bigergruppe von Staaten des Globalen Südens. 
Investmentfonds, Banken, Versicherungen und 
weitere private Akteure wie Rohstoffunternehmen 
halten knapp 60 Prozent aller ausstehenden For-
derungen gegenüber den in diesem Schuldenre-
port untersuchten 130 Ländern des Globalen Sü-
dens.2 Der Großteil der Forderungen ist in Form von 
Staatsanleihen ausgegeben (siehe Abbildung 1a).

Auch die ungleiche geografische Verteilung ist im 
Vergleich zum Vorjahr unverändert: Die private 
Kreditvergabe konzentriert sich auf vergleichswei-
se wenige Länder mit hohem und hohem mittlerem 
Einkommen.3 In Ländern mit niedrigem oder nied-
rigem mittlerem Einkommen ist der Anteil dagegen 

Indien und insbesondere China gehören zu den 
wichtigsten Gläubigerstaaten und spielen daher 
eine zentrale Rolle bei der Lösung von Überschul-
dungsproblemen in einzelnen Ländern. Den Groß-
teil der Forderungen gegenüber Ländern des Glo-
balen Südens halten jedoch nach wie vor private 
Gläubiger im Verantwortlichkeitsbereich westli-
cher Staaten sowie multilaterale Finanzinstituti-
onen, in denen westliche Länder den Großteil der 
Stimmrechte halten. Bei der Schaffung struktu-
reller Reformen zur Lösung von Überschuldungs-
problemen und der Sicherstellung der Beteili-
gung privater und multilateraler Gläubiger sind 
die westlichen Staaten daher weiterhin politisch 
hauptverantwortlich.

Die Auslandsschuldenlast von Ländern des Globa-
len Südens ist auf einem krisenhaft hohen Niveau. 
Eine Vielzahl von Ländern befindet sich in Zah-
lungsschwierigkeiten. Damit wird die Frage nach 
der politischen Verantwortung für die Bewältigung 
von Schuldenkrisen immer drängender: Wer muss 
handeln, wenn umfassende Schuldenstreichungen 
notwendig sind? Die Antwort ist heute komplexer 
als noch vor 25 Jahren, zum Zeitpunkt der letzten 
multilateralen Entschuldungsinitiative.1 Dies nicht 
zuletzt, weil die Gläubigerlandschaft deutlich frag-
mentierter ist als noch in den frühen 2000er Jahren: 
Neben den traditionellen bilateralen und multila-
teralen Gläubigern spielen inzwischen auch private 
Anleihegläubiger, neue multilaterale Akteure und 
Staaten wie China eine bedeutende Rolle.
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deutlich geringer (siehe Abbildungen 1b und 1c im 
Vergleich). Private Gläubiger scheuen hier das Ri-
siko. 

Die vergleichsweise geringe Präsenz privater Gläu-
biger in Niedrigeinkommensländern hängt auch 
damit zusammen, dass es für deren Anleihen kaum 
entwickelte Sekundärmärkte gibt – eine Situation, 
die für viele Länder schon aufgrund der Größe ihrer 
Volkswirtschaften nur schwer zu ändern sein wird. 
Die Ausrichtung der Entwicklungsfinanzierung auf 
private Profitinteressen trägt so dazu bei, dass 
ausgerechnet die ärmsten Länder kaum Zugang zu 
Finanzierungsquellen erhalten, was bestehende 
Ungleichheiten weiter verfestigt. 

Entsprechend ergibt sich ein deutlich anderes Bild, 
wenn anstelle des gesamten Forderungsvolumens 
die Anzahl der betroffenen Länder betrachtet wird: 
Nur in 35 Staaten – etwa einem Viertel der Länder, 
für die Daten vorliegen – sind private Gläubiger 
im Vergleich zu multilateralen und bilateralen öf-
fentlichen Gläubigern die dominierende Gläubiger-
gruppe (siehe Online-Tabelle 2).

Von diesen wiederum gelten 14 Länder nach der 
Analyse in diesem Schuldenreport als sehr hoch 
belastet (vgl. "Auslandsschuldenlast weltweit", ab 
S. 8).4 In sechs Ländern dieser Gruppe – Angola, der 
Dominikanischen Republik, Ghana, Jamaika, dem 
Libanon und Montenegro – halten private Gläubi-
ger sogar mehr als 50 Prozent der ausstehenden 
Forderungen (siehe Abbildung 3, S. 30). Gerade für 
diese Staaten ist es für die Lösung der Überschul-
dungsproblematik von zentraler Bedeutung, die 
Beteiligung privater Gläubiger an Schuldenstrei-
chungen vollumfänglich sicherzustellen. 

Im Libanon werden mehr als 90 Prozent der aus-
stehenden Forderungen von privaten Gläubigern 
in Form von Staatsanleihen gehalten. Seit 2020 
hat das Land Zahlungen auf diese Anleihen ausge-
setzt. Der Libanon befindet sich in einer langanhal-
tenden Wirtschaftskrise, die sich durch den Krieg 
zwischen der israelischen Armee und der Hisbollah 
weiter zugespitzt hat. Schon lange vor dem finan-
ziellen Kollaps warnten libanesische und interna-
tionale zivilgesellschaftliche Akteure davor, dass 
die extreme Abhängigkeit von Kapitalzuflüssen, 

Abb. 1: Anteil verschiedener Gläubigergruppen an 
der öffentlichen Auslandsverschuldung 2023
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Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten aus den 
International Debt Statistics der Weltbank (2024) sowie 
IWF-Länderberichten und Dokumenten der nationalen 

Finanzministerien und Zentralbanken. 



Bei den chinesischen Forderungen dürfte es sich 
vor allem um Forderungen der China Development 
Bank (CDB) handeln. Wegen der hohen Rückzah-
lungsverpflichtungen haben Angola und die CDB in 
den letzten Jahren mehrfach bilaterale Umschul-
dungsvereinbarungen getroffen. Die Bedingungen 
dieser Vereinbarungen sind jedoch nicht öffentlich 
bekannt. Daher kann nicht beurteilt werden, ob 
und auf welche Weise China dadurch seinen Ein-
fluss im südafrikanischen Land ausbaut. 

Die politische Einflussnahme Chinas auf hochver-
schuldete Staaten wie Angola ist seit langem Ge-
genstand intensiver Diskussionen – ebenso wie 
die Frage, ob die CDB als öffentliche oder private 
Institution einzustufen ist. Während westliche 
Gläubiger die Bank als staatlich betrachten, klas-
sifiziert China ihre Forderungen als privat. Diese 
Unterscheidung ist mehr als eine Formalie. Zwar 
fordern westliche Staaten bei Umschuldungsver-
handlungen regelmäßig eine gleichwertige Beteili-
gung aller Gläubigergruppen, in der Praxis akzep-
tieren sie jedoch immer wieder, dass sich private 
Gläubiger wie westliche Banken oder Fonds nicht 
in vergleichbarer Weise beteiligen.8

Diese selektive Behandlung privater Forderungen 
untergräbt nicht nur das Prinzip vergleichbarer Las-
tenteilung, sondern offenbart die Widersprüche ei-
ner Schuldenpolitik, die politische Machtinteressen 
über die Effektivität multilateraler Lösungen stellt.

1.2. Multilaterale Gläubiger
Multilaterale Finanzinstitutionen wie der IWF, die 
Weltbank sowie weitere Entwicklungsbanken und 
-fonds stellen auf aggregierter Ebene die zweit-
größte Gläubigergruppe dar. Sie halten rund 29 
Prozent der gesamten Forderungen gegenüber 
Ländern des Globalen Südens (siehe Abbildung 1a). 
Besonders stark ins Gewicht fallen multilaterale 
Forderungen in Ländern mit niedrigem sowie nied-
rigem mittlerem Einkommen (siehe hierzu auch Ab-
bildungen 1b und 1c im Vergleich).

In 73 Ländern – das entspricht rund 56 Prozent der 
Staaten, für die Daten vorliegen – sind multilate-
rale Gläubiger im Vergleich zu bilateralen und pri-
vaten Gläubigern die wichtigste Gläubigergruppe. 

die Machtkonzentration im Bankensektor und eine 
auf Finanzialisierung ausgerichtete Wirtschafts-
politik das Land in eine soziale und wirtschaftli-
che Sackgasse führen werden.5 Im März 2025 hat 
der Libanon beim Internationalen Währungsfonds 
(IWF) einen Antrag auf ein neues Finanzierungspro-
gramm gestellt.6 Die damit einhergehenden wirt-
schafts- und finanzpolitischen Auflagen dürften 
jedoch, wie in vergleichbaren Fällen üblich, eher 
auf eine Fortsetzung neoliberaler Reformen und 
finanzmarktbasierter Lösungen setzen. Damit be-
steht die Gefahr, dass die strukturellen Ursachen 
der Krise nicht überwunden, sondern verfestigt 
werden. 

In Ghana fällt auch nach der 2024 abgeschlosse-
nen Umschuldung mit den Anleihehaltern der hohe 
Anteil an Anleiheforderungen ins Gewicht: Priva-
te Anleihegeber halten weiterhin Forderungen in 
Höhe von rund 14 Milliarden US-Dollar. Das ent-
spricht etwa 42 Prozent der gesamten ausstehen-
den Schulden. Eine erneute Restrukturierung die-
ser Anleihen erscheint derzeit unwahrscheinlich 
– obwohl die Belastung für das Land nach wie vor 
sehr hoch ist (siehe dazu auch "Neue Lösungen – 
alte Muster?", ab S. 32). Noch nicht umgeschuldet 
sind private Forderungen in Form von Bankkre-
diten. Der größte Teil davon entfällt mit rund 767 
Millionen US-Dollar auf in Deutschland ansässige 
Institute.7

In Angola weist die Zusammensetzung der privaten 
Gläubiger eine Besonderheit auf: Während in den 
meisten Ländern vor allem ausstehende Staatsan-
leihen für den hohen Anteil privater Gläubiger an 
der gesamten Schuldenlast verantwortlich sind, 
sind es im Falle Angolas insbesondere ausstehende 
Bankkreditforderungen. Der größte Anteil entfällt 
dabei auf chinesische Banken, die nach Angaben 
der Weltbank Forderungen im Umfang von rund 14,6 
Milliarden US-Dollar halten und in den nächsten 
drei Jahren Rückzahlungsansprüche in Höhe von 
rund elf Milliarden US-Dollar erheben. Aber auch 
Banken und andere private Gläubiger aus anderen 
Ländern halten Forderungen in relevanter Höhe, 
etwa aus Großbritannien (3,9 Milliarden US-Dollar), 
Israel (2,6 Milliarden), den Niederlanden (703 Millio-
nen) und Deutschland (619 Millionen). 



In 62 Ländern halten sie sogar mehr als die Hälfte 
der gesamten ausstehenden Forderungen (siehe 
Online-Tabelle 2). Dazu zählen auch 18 sehr hoch 
belastete Staaten. Dies ist problematisch, da vor 
allem die westlichen Staaten darauf bestehen, 
multilaterale Forderungen von Umschuldungen 
auszuschließen. Eine nachhaltige Lösung scheint 
damit in einigen Ländern schlicht unmöglich – und 
in anderen erfordert sie eine deutlich stärkere Be-
teiligung der übrigen Gläubiger, die ihrerseits aber 
nur begrenzt zu Zugeständnissen bereit sind. 

Ein besonders brisantes Beispiel ist Kenia, wo seit 
Jahren und trotz der massiven Proteste der Bevöl-
kerung eine nachhaltige Lösung der Schuldenkrise 
durch die Aufnahme von IWF-Krediten verschleppt 
wird (siehe dazu auch "Neue Lösungen – alte Mus-
ter?", ab S. 32).

1.3. Bilaterale öffentliche Gläubiger
Die Forderungen bilateraler öffentlicher Gläubiger 
– etwa von Staaten wie Deutschland, China oder Ja-
pan – machen wie in der Vorjahresanalyse mit rund 
13 Prozent aller ausstehenden Forderungen zwar 
nur einen vergleichsweise geringen Anteil aus (sie-
he Abbildung 1a). Dennoch stellen sie in 22 Ländern 
die größte Gläubigergruppe dar. Darunter befinden 
sich auch neun Länder, deren Staatshaushalte laut 
dieser Analyse als sehr hoch belastet gelten (siehe 
Abbildung 3). 

In drei der sehr hoch belasteten Staaten entfallen 
mehr als die Hälfte der gesamten ausstehenden 
Schulden auf einzelne Gläubigerländer, was zu ei-
ner besonders starken Abhängigkeit von diesen 
führt: In Bhutan ist dies Indien mit einem Anteil 
von rund 66 Prozent, in Laos und Dschibuti ist es 
jeweils China mit rund 50 Prozent.

Laos musste bereits einen Teil seiner Rückzahlun-
gen an China einstellen und befindet sich aktuell 
in Verhandlungen über eine Umschuldung. Medi-
enberichten zufolge könnte dabei auch ein soge-
nannter „Debt-for-Equity-Swap" im Gespräch sein.9 
Bereits 2021 wurde eine Mehrheitsbeteiligung an 
der staatlichen Elektrizitätsgesellschaft Électricité 
du Laos an das chinesische Unternehmen China 
Southern Power Grid übertragen.10

Auch Dschibuti musste aufgrund der hohen Schul-
denlast teilweise Rückzahlungen aussetzen und 
hat in den letzten Jahren vor allem mit der chine-
sischen Export-Import Bank über Umschuldungen 
verhandelt. Das bereits im Oktober 2023 ausgehan-
delte Moratorium mit der China Exim-Bank bietet 
bis 2027 eine Erleichterung bei den Schuldenrück-
zahlungen. Laut IWF-Bewertung dürfte die Auswir-
kung dieser Vereinbarung auf das Schuldenniveau 
insgesamt jedoch begrenzt sein, da nur kurzfris-
tige Erleichterungen zugestanden wurden und die 
Schulden voraussichtlich auch mittelfristig auf ei-
nem hohen Niveau bleiben. Um eine Lösung für die 
Schuldenlast zu finden, führt Dschibuti aktuell auch 
Gespräche mit dem Pariser Club und der indischen 
Export-Import Bank. Allerdings hat das Land bisher 
noch kein Kreditprogramm beim IWF beantragt, wie 
es die Mitgliedsstaaten des Pariser Clubs für for-
male Umschuldungsverhandlungen verlangen. Dies 
verdeutlicht, dass es für das ostafrikanische Land 
nicht vorteilhaft ist, den von den westlichen Staa-
ten vorgesehenen Weg – mit dem IWF als zentralem 
Akteur – zur Bewältigung von Schuldenproblemen 
zu verfolgen. Dies dürfte nicht zuletzt daran liegen, 
dass auch über diesen Weg keine umfassenden 
Schuldenstreichungen und somit keine langfristig 
ernsthafte Erleichterung zu erwarten ist. 

Auch in sieben weiteren sehr hoch belasteten 
Ländern – Kamerun, Komoren, Republik Kongo, 
Guinea, Malediven, Mongolei und Pakistan – hält 
China als öffentlicher Gläubiger jeweils über 20 
Prozent der Forderungen und nimmt dadurch eine 
zentrale Rolle ein, wenn es um die Bewältigung der 
Überschuldungsproblematik in diesen Ländern 
geht (siehe Tabelle 1, online). 

Im Gegensatz dazu spielen bilaterale öffentliche 
Forderungen westlicher Staaten, darunter auch 
Deutschland, in sehr hoch belasteten Ländern 
keine relevante Rolle. Abhängigkeiten und Ein-
flussnahmen geschehen hier vielmehr indirekt 
über multilaterale Finanzinstitutionen wie IWF und 
Weltbank sowie durch private Gläubiger, die in den 
westlichen Staaten ansässig sind. 



ausstehenden Forderungen zu bewirken. Dies sind 
zunächst die Gläubiger selbst, bei bilateralen öf-
fentlichen Forderungen – je nach politischem Sys-
tem – die jeweiligen nationalen Regierungen be-
ziehungsweise Parlamente. Wo die ausstehenden 
Forderungen von multilateralen und privaten Gläu-
bigern gehalten werden, lässt sich die Verantwort-
lichkeit jedoch weiter fassen. Denn die Politik mul-
tilateraler Institutionen wird letztlich durch deren 
Mitgliedstaaten verantwortet. Und im Hinblick auf 
private Gläubiger haben diejenigen Staaten, in de-
nen private Gläubiger ansässig sind oder nach de-
ren Recht die Forderungen begeben wurden, die re-
gulatorischen und rechtlichen Möglichkeiten, eine 
kooperative und gleichberechtigte Beteiligung pri-
vater Gläubiger an Schuldenstreichungen sicherzu-
stellen – und damit auch die politische Verantwort-
lichkeit, diese Möglichkeiten auszuschöpfen. 

Sowohl bei multilateralen Institutionen als auch 
bei privaten Akteuren kann daher die Verant-
wortlichkeit für die Beteiligung dieser Akteure an 
ausreichend umfassenden Schuldenstreichungen 
den Regierungen und Gesetzgebern der jeweiligen 
Staaten zugeschrieben werden. Für die Analyse ei-
ner solchen erweiterten politischen Verantwort-

Abschnitt 2: Politische Verantwortlichkeit, 
Schuldenstreichungen zu ermöglichen

Im vorherigen Abschnitt wurde analysiert, welche 
Gläubiger die ausstehenden Forderungen von Län-
dern des Globalen Südens halten. Es sollte jedoch 
nicht den einzelnen Gläubigern überlassen wer-
den, ob und unter welchen Bedingungen sie sich 
im Einzelfall an Schuldenstreichungen beteiligen. 
Vielmehr bedarf es verbindlicher Regelungen und 
Institutionen, die alle Gläubiger dazu verpflichten, 
Schuldenstreichungen in einem für eine nachhal-
tige wirtschaftliche Erholung ausreichenden Um-
fang zu gewähren.

Solche verbindlichen Regelungen sollten im besten 
Fall von der internationalen Staatengemeinschaft 
in einem inklusiven Prozess geschaffen werden. 
Dafür bietet die im Juni 2025 stattfindende vierte 
UN-Entwicklungsfinanzierungskonferenz eine sel-
tene und willkommene Gelegenheit (siehe "Erlass- 
jahr 2025 – die Chance des Jahrzehnts", ab S. 40). 

Solange es solche verbindlichen multilateralen 
Regelungen nicht gibt, lohnt sich ein Blick darauf, 
wer aktuell die Möglichkeit hat, die Streichung der 

Abb. 2a: Ausstehende Forderungen nach  
(direkt oder indirekt) politisch verantwortlichen 
Staatengruppen 
 Alle Länder des  

Globalen Südens

China
239 Mrd. USD

6% G7- und  
EU-Staaten

2.588 Mrd. USD
67% 

Weitere 
G20-Staaten
259 Mrd. USD

6%

Andere Staaten
337 Mrd. USD

9%

Nicht zuordenbar
457 Mrd. USD

12%

Abb. 2b: Ausstehende Forderungen nach  
(direkt oder indirekt) politisch verantwortlichen 
Staatengruppen 
 Hoch und sehr hoch 

belastete Länder

China
162 Mrd. USD

11%
G7- und  

EU-Staaten
916 Mrd. USD

60% 

Weitere 
G20-Staaten
157 Mrd. USD

10%

Andere Staaten
204 Mrd. USD

13%

Nicht zuordenbar
93 Mrd. USD

6%

Anmerkung: Für die Zuordnung ausstehender Forderungen zur politischen 
 Verantwortlichkeit einzelner Staaten(-gruppen) siehe Box 1. 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten aus den International Debt  
Statistics der Weltbank (2024) sowie IWF-Länderberichten und Dokumenten  

der nationalen Finanzministerien und Zentralbanken. 



lichkeit wurden die ausstehenden Forderungen 
bilateraler, multilateraler und privater Gläubiger 
dem Verantwortlichkeitsbereich einzelner Staaten 
und Staatengruppen zugeordnet (siehe Box 1). Das 
Ergebnis: Rund 67 Prozent der Forderungen gegen-
über allen untersuchten 130 Ländern des Globalen 
Südens und etwa 60 Prozent der Forderungen ge-
genüber den 73 hoch oder sehr hoch belasteten 
Staaten lassen sich direkt oder indirekt dem poli-
tischen Verantwortlichkeitsbereich der Mitglieder 
der G7 und der EU zuordnen (siehe Abbildung 2).

Besonders hoch ist die Verantwortlichkeit der G7- 
und EU-Staaten in 20 der 46 als sehr hoch belastet 
eingestuften Staaten. In diesen Ländern sind sie 
für mehr als die Hälfte der ausstehenden Forde-
rungen verantwortlich (siehe Online-Tabelle 2).

In Ländern wie Senegal, Kenia oder Tunesien er-
gibt sich diese Verantwortlichkeit vor allem durch 
den hohen Anteil multilateraler Forderungen (z. B. 
der Weltbank, des IWF oder auch der Afrikanischen 
Entwicklungsbank (AfDB)), deren Politik maßgeb-
lich von westlichen Staaten bestimmt wird: Im IWF 
und bei der Weltbank halten die G7- und EU-Staa-
ten zusammen mehr als die Hälfte der Stimmrech-
te und auch in der AfDB verfügen sie über gut 34 
Prozent der Stimmrechte. Gleichzeitig setzen sich 
die westlichen Staaten dafür ein, genau diese mul-
tilateralen Gläubigerinstitutionen von Schuldenre-
strukturierungen auszunehmen und ihre Forderun-

gen bevorzugt zu behandeln. Als Begründung wird 
häufig der Schutz der Kreditwürdigkeit multilate-
raler Institutionen ins Feld geführt – insbesondere 
in der derzeit geopolitisch angespannten Situati-
on, in der multilaterale Institutionen zunehmend 
unter Druck und in Finanzierungsnot geraten. Tat-
sächlich schwächt diese Praxis jedoch ein inklu-
sives multilaterales System. Länder des Globalen 
Südens brachten zuletzt bei der Frühjahrstagung 
von IWF und Weltbank im April 2025 erneut die Er-
wartung zum Ausdruck, dass auch multilaterale 
Gläubiger stärker in Umschuldungsverhandlungen 
einbezogen werden sollten.13

In Staaten wie dem Libanon, der Dominikanischen 
Republik oder Ghana wiederum resultiert die Ver-
antwortlichkeit der G7- und EU-Staaten primär 
daraus, dass ein Großteil der ausstehenden For-
derungen gegenüber diesen Staaten von privaten 
Anleihegläubigern gehalten wird, die unter engli-
schem Recht oder dem Recht des Bundesstaates 
New York begeben wurden. Um deren Beteiligung 
an umfassenden Schuldenerlassen sicherzustel-
len, braucht es geeignete gesetzliche Regelungen – 
insbesondere in New York und England. Doch auch 
in Deutschland sowie in anderen Jurisdiktionen 
hätte die Verabschiedung sogenannter Safe-Ha-
bour-Gesetze einen unterstützenden Effekt, um 
die Beteiligung privater Gläubiger sicherzustellen 
und eine nachhaltige Lösung von Schuldenkrisen 
zu ermöglichen.14

Box 1: Zuordnung der politischen Verantwortlichkeit 

•	 Ausstehende Forderungen, die von bilateralen öffentlichen Gläubiger- 

staaten gehalten werden, werden zu 100 Prozent der Verantwortlichkeit  

des jeweiligen Gläubigerstaates zugeordnet.

•	 Multilaterale Forderungen werden anhand der jeweiligen Stimmgewichte  

den Mitgliedstaaten der multilateralen Institution zugeordnet. 

•	 Für die Restrukturierung und Streichung privater Bankkreditforderungen 

und Forderungen anderer privater Gläubiger ist derjenige Staat politisch 

verantwortlich, in dem der private Gläubiger ansässig ist.11

•	 Für die Restrukturierung und Streichung von Anleiheforderungen ist  

derjenige Staat politisch verantwortlich, unter dessen Recht die Anleihen 

begeben wurden.12



Fazit 
Die Analyse der aktuellen Gläubigerlandschaft und 
der politischen Verantwortlichkeiten macht deut-
lich: Trotz der zunehmenden Diversifizierung der 
Gläubigerstruktur verfügen westliche Staaten – al-
len voran die G7- und EU-Staaten – weiterhin über 
zentrale politische und regulatorische Hebel, um-
fassende Schuldenstreichungen zu ermöglichen. 
Damit tragen sie eine besondere Verantwortung, 
diese Möglichkeiten auch konsequent für gerechte 
und nachhaltige Lösungen zu nutzen. 

In diesem Sinne sollte die neue Bundesregierung 
das politische Gewicht Deutschlands in den inter-
nationalen Finanzinstitutionen und multilateralen 
Verhandlungen nutzen. Ein weiterer zentraler Hebel 
liegt in der nationalen Gesetzgebung: Die Bundes-
regierung kann mit einem „Safe-Harbour-Gesetz“ 
verhindern, dass private Gläubiger multilaterale 
Umschuldungsabkommen künftig über deutsche 
Gerichte umgehen. Die Verabschiedung eines sol-
chen Gesetzes wurde bereits in der vergangenen 
Legislaturperiode geprüft – es sollte nun zügig 
aufgegriffen und möglichst noch im ersten Regie-
rungsjahr verabschiedet werden. Im Koalitionsver-
trag haben sich SPD und Union dazu bekannt, sich 
für eine „effektive Bewältigung von Staatsschul-
denkrisen“ einzusetzen, „bei der alle Gläubiger be-
teiligt werden"15. Nun gilt es, dieser Absicht auch 
gesetzgeberisch Nachdruck zu verleihen.

Gleichzeitig bietet 2025 die historische Gelegen-
heit, die internationale Schuldenarchitektur end-
lich von Ad-hoc-Lösungen zu einem verbindlichen, 
fairen und regelbasierten System weiterzuent-
wickeln: Im Vorfeld der vierten UN-Konferenz zur 
Entwicklungsfinanzierung (FfD4) fordern zahlreiche 
Staaten des Globalen Südens eine umfassende Re-
form der internationalen Schuldenarchitektur und 
mehr Mitsprache bei der Gestaltung künftiger Ent-
schuldungsverfahren. 

Im Koalitionsvertrag formulieren SPD und Union 
ihre außenpolitische Zielsetzung selbstbewusst: 
„Wir wollen multilaterale Strukturen stärken. Die 
Vereinten Nationen bleiben das Rückgrat der re-
gelbasierten internationalen Ordnung“16. Die Vor-
schläge von Ländern des Globalen Südens zur 
strukturellen Überwindung der globalen Schulden-
krise liegen auf dem Tisch. Um ihrer Absichtsbe-
kundung nun rasch Glaubwürdigkeit zu verleihen, 
sollte die neue Bundesregierung die Vorschläge 
multilateral proaktiv unterstützen. Dies auch vor 
dem Hintergrund, im eigenen außenpolitischen 
Interesse das in den vergangenen Jahren verloren 
gegangene Vertrauen der Staaten des Globalen Sü-
dens zurückzugewinnen. 

Die Bundesregierung sollte Vorschläge 
von Ländern des Globalen Südens zur 
strukturellen Überwindung der globalen 
Schuldenkrise bei der FfD4-Konferenz 
in Sevilla unterstützen.



Box 2: Erläuterungen zur Online-Tabelle 2

Der Online-Tabelle 2: „Gläubiger und politisch verantwortliche Staatengruppen für ausstehende Forderungen gegen-

über Ländern des Globalen Südens" sind auf Länderebene folgende und weitere Informationen zu entnehmen: 

•	 Welche Gläubigergruppen (Private, Multilaterale, Bilaterale) wie viel Prozent der ausstehenden Forderungen 

halten.

•	 Wer von den bilateralen öffentlichen Gläubigern der wichtigste Gläubigerstaat ist und wie viel Prozent der  

ausstehenden Forderungen dieser hält. 

•	 Wie hoch die öffentlichen deutschen Forderungen sind und wie die Angaben der deutschen Forderungen  

zwischen der Berichterstattung der Weltbank und der des Bundesfinanzministeriums abweichen. 

•	 Wie viel Prozent der ausstehenden Forderungen in der politischen Verantwortlichkeit welcher Staatengruppe 

liegen.   
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* Für die Zuordnung ausstehender Forderungen zur politischen 

Verantwortlichkeit einzelner Staaten(-gruppen) siehe Box 1, S. 27.

Abb. 3: Forderungen gegenüber sehr hoch belasteten Staaten (Auswahl)  
nach Gläubigergruppe sowie nach politischer Verantwortlichkeit*
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Fortsetzung Abb. 3: Forderungen gegenüber sehr hoch belasteten Staaten (Auswahl)  
nach Gläubigergruppe sowie nach politischer Verantwortlichkeit*
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Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Daten der International Debt Statistics der Weltbank (2024) 
sowie aus IWF-Länderberichten und Dokumenten der nationalen Finanzministerien und Zentralbanken.


